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BGBl. III 368-3

Neufassung durch Bekanntmachung vom 15.3.2022, BGBl. I S. 610
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des Bürgerlichen Gesetzbuchs, des Wohnungseigentumsgesetzes
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Abschnitt 1: Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich (1) 1Die Vergütung (Gebühren und Auslagen) für anwaltliche
Tätigkeiten der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte bemisst sich nach diesem Gesetz.
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der einer Rechtsanwaltskammer, Partnerschaftsgesellschaften und sonstige Gesellschaf-
ten stehen einem Rechtsanwalt im Sinne dieses Gesetzes gleich.

(2) 1Dieses Gesetz gilt nicht für eine Tätigkeit als Syndikusrechtsanwalt (§ 46 Absatz 2
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auftragter, Sanierungsmoderator, Mitglied des Gläubigerbeirats, Nachlassverwalter,
Zwangsverwalter, Treuhänder oder Schiedsrichter oder für eine ähnliche Tätigkeit.
3§ 1877 Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und § 4 Absatz 2 des Vormünder- und
Betreuervergütungsgesetzes bleiben unberührt.

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Erinnerung und die Beschwerde gehen
den Regelungen der für das zugrunde liegende Verfahren geltenden Verfahrensvorschrif-
ten vor.

§ 2 Höhe der Vergütung (1) Die Gebühren werden, soweit dieses Gesetz nichts
anderes bestimmt, nach dem Wert berechnet, den der Gegenstand der anwaltlichen
Tätigkeit hat (Gegenstandswert).
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Anlage 2 (zu § 13 Absatz 1 Satz 3)
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(2) 1Die Höhe der Vergütung bestimmt sich nach dem Vergütungsverzeichnis der An-
lage 1 zu diesem Gesetz. 2Gebühren werden auf den nächstliegenden Cent auf- oder
abgerundet; 0,5 Cent werden aufgerundet.

§ 3 Gebühren in sozialrechtlichen Angelegenheiten (1) 1In Verfahren vor den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit, in denen das Gerichtskostengesetz nicht anzuwen-
den ist, entstehen Betragsrahmengebühren. 2In sonstigen Verfahren werden die Gebühren
nach dem Gegenstandswert berechnet, wenn der Auftraggeber nicht zu den in § 183 des
Sozialgerichtsgesetzes genannten Personen gehört; im Verfahren nach § 201 Absatz 1
des Sozialgerichtsgesetzes werden die Gebühren immer nach dem Gegenstandswert
berechnet. 3In Verfahren wegen überlanger Gerichtsverfahren (§ 202 Satz 2 des Sozialge-
richtsgesetzes) werden die Gebühren nach dem Gegenstandswert berechnet.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für eine Tätigkeit außerhalb eines gerichtlichen Verfah-
rens.

§ 3a Vergütungsvereinbarung (1) 1Eine Vereinbarung über die Vergütung bedarf
der Textform. 2Sie muss als Vergütungsvereinbarung oder in vergleichbarer Weise be-
zeichnet werden, von anderen Vereinbarungen mit Ausnahme der Auftragserteilung
deutlich abgesetzt sein und darf nicht in der Vollmacht enthalten sein. 3Sie hat einen
Hinweis darauf zu enthalten, dass die gegnerische Partei, ein Verfahrensbeteiligter oder
die Staatskasse im Falle der Kostenerstattung regelmäßig nicht mehr als die gesetzliche
Vergütung erstatten muss. 4Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für eine Gebührenvereinbarung
nach § 34.

(2) 1In der Vereinbarung kann es dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer überlassen
werden, die Vergütung nach billigem Ermessen festzusetzen. 2Ist die Festsetzung der
Vergütung dem Ermessen eines Vertragsteils überlassen, so gilt die gesetzliche Vergütung
als vereinbart.

(3) 1Ist eine vereinbarte, eine nach Absatz 2 Satz 1 von dem Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer festgesetzte oder eine nach § 4a für den Erfolgsfall vereinbarte Vergütung unter
Berücksichtigung aller Umstände unangemessen hoch, kann sie im Rechtsstreit auf den
angemessenen Betrag bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung herabgesetzt werden.
2Vor der Herabsetzung hat das Gericht ein Gutachten des Vorstands der Rechtsanwalts-
kammer einzuholen; dies gilt nicht, wenn der Vorstand der Rechtsanwaltskammer die
Vergütung nach Absatz 2 Satz 1 festgesetzt hat. 3Das Gutachten ist kostenlos zu erstatten.

(4) 1Eine Vereinbarung, nach der ein im Wege der Prozesskostenhilfe beigeordneter
Rechtsanwalt für die von der Beiordnung erfasste Tätigkeit eine höhere als die gesetzli-
che Vergütung erhalten soll, ist nichtig. 2Die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über
die ungerechtfertigte Bereicherung bleiben unberührt.

§ 4 Unterschreitung der gesetzlichen Vergütung (1) 1In außergerichtlichen Ange-
legenheiten kann eine niedrigere als die gesetzliche Vergütung vereinbart werden. 2Sie
muss in einem angemessenen Verhältnis zu Leistung, Verantwortung und Haftungsrisiko
des Rechtsanwalts stehen. 3Ist Gegenstand der außergerichtlichen Angelegenheit eine
Inkassodienstleistung (§ 2 Absatz 2 Satz 1 des Rechtsdienstleistungsgesetzes) oder lie-
gen die Voraussetzungen für die Bewilligung von Beratungshilfe vor, gilt Satz 2 nicht
und kann der Rechtsanwalt ganz auf eine Vergütung verzichten. 4§ 9 des Beratungshilfe-
gesetzes bleibt unberührt.
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(2) Ist Gegenstand der Angelegenheit eine Inkassodienstleistung in einem der in § 79
Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 der Zivilprozessordnung genannten Verfahren, kann eine
niedrigere als die gesetzliche Vergütung vereinbart werden oder kann der Rechtsanwalt
ganz auf eine Vergütung verzichten.

§ 4a Erfolgshonorar (1) 1Ein Erfolgshonorar (§ 49b Absatz 2 Satz 1 der Bundes-
rechtsanwaltsordnung) darf nur vereinbart werden, wenn
1. sich der Auftrag auf eine Geldforderung von höchstens 2 000 Euro bezieht,
2. eine Inkassodienstleistung außergerichtlich oder in einem der in § 79 Absatz 2 Satz 2

Nummer 4 der Zivilprozessordnung genannten Verfahren erbracht wird oder
3. der Auftraggeber im Einzelfall bei verständiger Betrachtung ohne die Vereinbarung

eines Erfolgshonorars von der Rechtsverfolgung abgehalten würde.
2Eine Vereinbarung nach Satz 1 Nummer 1 oder 2 ist unzulässig, soweit sich der Auftrag
auf eine Forderung bezieht, die der Pfändung nicht unterworfen ist. 3Für die Beurteilung
nach Satz 1 Nummer 3 bleibt die Möglichkeit, Beratungs- oder Prozesskostenhilfe in
Anspruch zu nehmen, außer Betracht.

(2) In anderen als den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannten Angelegenheiten darf
nur dann vereinbart werden, dass für den Fall des Misserfolgs keine oder eine geringere
als die gesetzliche Vergütung zu zahlen ist, wenn für den Erfolgsfall ein angemessener
Zuschlag auf die gesetzliche Vergütung vereinbart wird.

(3) In eine Vereinbarung über ein Erfolgshonorar sind aufzunehmen:
1. die Angabe, welche Vergütung bei Eintritt welcher Bedingungen verdient sein soll,
2. die Angabe, ob und gegebenenfalls welchen Einfluss die Vereinbarung auf die

gegebenenfalls vom Auftraggeber zu zahlenden Gerichtskosten, Verwaltungskosten
und die von diesem zu erstattenden Kosten anderer Beteiligter haben soll,

3. die wesentlichen Gründe, die für die Bemessung des Erfolgshonorars bestimmend
sind, und

4. im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 die voraussichtliche gesetzliche Vergütung
und gegebenenfalls die erfolgsunabhängige vertragliche Vergütung, zu der der
Rechtsanwalt bereit wäre, den Auftrag zu übernehmen.

§ 4b Fehlerhafte Vergütungsvereinbarung 1Aus einer Vergütungsvereinbarung,
die nicht den Anforderungen des § 3a Abs. 1 Satz 1 und 2 oder des § 4a Absatz 1 und 3
Nummer 1 und 4 entspricht, kann der Rechtsanwalt keine höhere als die gesetzliche
Vergütung fordern. 2Die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über die ungerechtfertigte
Bereicherung bleiben unberührt.

§ 5 Vergütung für Tätigkeiten von Vertretern des Rechtsanwalts Die Vergütung
für eine Tätigkeit, die der Rechtsanwalt nicht persönlich vornimmt, wird nach diesem
Gesetz bemessen, wenn der Rechtsanwalt durch einen Rechtsanwalt, den allgemeinen
Vertreter, einen Assessor bei einem Rechtsanwalt oder einen zur Ausbildung zugewiese-
nen Referendar vertreten wird.

§ 6 Mehrere Rechtsanwälte Ist der Auftrag mehreren Rechtsanwälten zur gemein-
schaftlichen Erledigung übertragen, erhält jeder Rechtsanwalt für seine Tätigkeit die
volle Vergütung.

§ 7 Mehrere Auftraggeber (1) Wird der Rechtsanwalt in derselben Angelegenheit
für mehrere Auftraggeber tätig, erhält er die Gebühren nur einmal.
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(2) 1Jeder der Auftraggeber schuldet die Gebühren und Auslagen, die er schulden würde,
wenn der Rechtsanwalt nur in seinem Auftrag tätig geworden wäre; die Dokumentenpau-
schale nach Nummer 7000 des Vergütungsverzeichnisses schuldet er auch insoweit, wie
diese nur durch die Unterrichtung mehrerer Auftraggeber entstanden ist. 2Der Rechtsan-
walt kann aber insgesamt nicht mehr als die nach Absatz 1 berechneten Gebühren und
die insgesamt entstandenen Auslagen fordern.

§ 8 Fälligkeit, Hemmung der Verjährung (1) 1Die Vergütung wird fällig, wenn der
Auftrag erledigt oder die Angelegenheit beendet ist. 2Ist der Rechtsanwalt in einem
gerichtlichen Verfahren tätig, wird die Vergütung auch fällig, wenn eine Kostenentschei-
dung ergangen oder der Rechtszug beendet ist oder wenn das Verfahren länger als drei
Monate ruht.

(2) 1Die Verjährung der Vergütung für eine Tätigkeit in einem gerichtlichen Verfahren
wird gehemmt, solange das Verfahren anhängig ist. 2Die Hemmung endet mit der rechts-
kräftigen Entscheidung oder anderweitigen Beendigung des Verfahrens. 3Ruht das Ver-
fahren, endet die Hemmung drei Monate nach Eintritt der Fälligkeit. 4Die Hemmung
beginnt erneut, wenn das Verfahren weiter betrieben wird.

§ 9 Vorschuss Der Rechtsanwalt kann von seinem Auftraggeber für die entstandenen
und die voraussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen einen angemessenen Vor-
schuss fordern.

§ 10 Berechnung (1) 1Der Rechtsanwalt kann die Vergütung nur aufgrund einer von
ihm unterzeichneten und dem Auftraggeber mitgeteilten Berechnung einfordern. 2Der
Lauf der Verjährungsfrist ist von der Mitteilung der Berechnung nicht abhängig.

(2) 1In der Berechnung sind die Beträge der einzelnen Gebühren und Auslagen, Vor-
schüsse, eine kurze Bezeichnung des jeweiligen Gebührentatbestands, die Bezeichnung
der Auslagen sowie die angewandten Nummern des Vergütungsverzeichnisses und bei
Gebühren, die nach dem Gegenstandswert berechnet sind, auch dieser anzugeben. 2Bei
Entgelten für Post- und Telekommunikationsdienstleistungen genügt die Angabe des
Gesamtbetrags.

(3) Hat der Auftraggeber die Vergütung gezahlt, ohne die Berechnung erhalten zu haben,
kann er die Mitteilung der Berechnung noch fordern, solange der Rechtsanwalt zur
Aufbewahrung der Handakten verpflichtet ist.

§ 11 Festsetzung der Vergütung (1) 1Soweit die gesetzliche Vergütung, eine nach
§ 42 festgestellte Pauschgebühr und die zu ersetzenden Aufwendungen (§ 670 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs) zu den Kosten des gerichtlichen Verfahrens gehören, werden sie
auf Antrag des Rechtsanwalts oder des Auftraggebers durch das Gericht des ersten
Rechtszugs festgesetzt. 2Getilgte Beträge sind abzusetzen.

(2) 1Der Antrag ist erst zulässig, wenn die Vergütung fällig ist. 2Vor der Festsetzung
sind die Beteiligten zu hören. 3Die Vorschriften der jeweiligen Verfahrensordnung über
das Kostenfestsetzungsverfahren mit Ausnahme des § 104 Abs. 2 Satz 3 der Zivilpro-
zessordnung und die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die Zwangsvollstre-
ckung aus Kostenfestsetzungsbeschlüssen gelten entsprechend. 4Das Verfahren vor dem
Gericht des ersten Rechtszugs ist gebührenfrei. 5In den Vergütungsfestsetzungsbeschluss
sind die von dem Rechtsanwalt gezahlten Auslagen für die Zustellung des Beschlusses
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aufzunehmen. 6Im Übrigen findet eine Kostenerstattung nicht statt; dies gilt auch im
Verfahren über Beschwerden.

(3) 1Im Verfahren vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit, der Finanzgerichts-
barkeit und der Sozialgerichtsbarkeit wird die Vergütung vom Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle festgesetzt. 2Die für die jeweilige Gerichtsbarkeit geltenden Vorschriften
über die Erinnerung im Kostenfestsetzungsverfahren gelten entsprechend.

(4) Wird der vom Rechtsanwalt angegebene Gegenstandswert von einem Beteiligten
bestritten, ist das Verfahren auszusetzen, bis das Gericht hierüber entschieden hat (§§ 32,
33 und 38 Abs. 1).

(5) 1Die Festsetzung ist abzulehnen, soweit der Antragsgegner Einwendungen oder
Einreden erhebt, die nicht im Gebührenrecht ihren Grund haben. 2Hat der Auftraggeber
bereits dem Rechtsanwalt gegenüber derartige Einwendungen oder Einreden erhoben, ist
die Erhebung der Klage nicht von der vorherigen Einleitung des Festsetzungsverfahrens
abhängig.

(6) 1Anträge und Erklärungen können ohne Mitwirkung eines Bevollmächtigten schrift-
lich eingereicht oder zu Protokoll der Geschäftsstelle abgegeben werden. 2§ 129a der
Zivilprozessordnung gilt entsprechend. 3Für die Bevollmächtigung gelten die Regelun-
gen der für das zugrunde liegende Verfahren geltenden Verfahrensordnung entsprechend.

(7) Durch den Antrag auf Festsetzung der Vergütung wird die Verjährung wie durch
Klageerhebung gehemmt.

(8) 1Die Absätze 1 bis 7 gelten bei Rahmengebühren nur, wenn die Mindestgebühren
geltend gemacht werden oder der Auftraggeber der Höhe der Gebühren ausdrücklich
zugestimmt hat. 2Die Festsetzung auf Antrag des Rechtsanwalts ist abzulehnen, wenn
er die Zustimmungserklärung des Auftraggebers nicht mit dem Antrag vorlegt.

§ 12 Anwendung von Vorschriften über die Prozesskostenhilfe 1Die Vorschrif-
ten dieses Gesetzes für im Wege der Prozesskostenhilfe beigeordnete Rechtsanwälte und
für Verfahren über die Prozesskostenhilfe sind bei Verfahrenskostenhilfe und im Fall
des § 4a der Insolvenzordnung entsprechend anzuwenden. 2Der Bewilligung von Pro-
zesskostenhilfe steht die Stundung nach § 4a der Insolvenzordnung gleich.

§ 12a Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (1) Auf die
Rüge eines durch die Entscheidung nach diesem Gesetz beschwerten Beteiligten ist das
Verfahren fortzuführen, wenn
1. ein Rechtsmittel oder ein anderer Rechtsbehelf gegen die Entscheidung nicht gege-

ben ist und
2. das Gericht den Anspruch dieses Beteiligten auf rechtliches Gehör in entscheidungs-

erheblicher Weise verletzt hat.

(2) 1Die Rüge ist innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis von der Verletzung des
rechtlichen Gehörs zu erheben; der Zeitpunkt der Kenntniserlangung ist glaubhaft zu
machen. 2Nach Ablauf eines Jahres seit Bekanntmachung der angegriffenen Entschei-
dung kann die Rüge nicht mehr erhoben werden. 3Formlos mitgeteilte Entscheidungen
gelten mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 4Die Rüge ist
bei dem Gericht zu erheben, dessen Entscheidung angegriffen wird; § 33 Abs. 7 Satz 1
und 2 gilt entsprechend. 5Die Rüge muss die angegriffene Entscheidung bezeichnen und
das Vorliegen der in Absatz 1 Nr. 2 genannten Voraussetzungen darlegen.
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(3) Den übrigen Beteiligten ist, soweit erforderlich, Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben.

(4) 1Das Gericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob die Rüge an sich statthaft und ob
sie in der gesetzlichen Form und Frist erhoben ist. 2Mangelt es an einem dieser Erforder-
nisse, so ist die Rüge als unzulässig zu verwerfen. 3Ist die Rüge unbegründet, weist das
Gericht sie zurück. 4Die Entscheidung ergeht durch unanfechtbaren Beschluss. 5Der
Beschluss soll kurz begründet werden.

(5) Ist die Rüge begründet, so hilft ihr das Gericht ab, indem es das Verfahren fortführt,
soweit dies aufgrund der Rüge geboten ist.

(6) Kosten werden nicht erstattet.

§ 12b Elektronische Akte, elektronisches Dokument 1In Verfahren nach diesem
Gesetz sind die verfahrensrechtlichen Vorschriften über die elektronische Akte und über
das elektronische Dokument für das Verfahren anzuwenden, in dem der Rechtsanwalt
die Vergütung erhält. 2Im Fall der Beratungshilfe sind die entsprechenden Vorschriften
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit anzuwenden.

§ 12c Rechtsbehelfsbelehrung Jede anfechtbare Entscheidung hat eine Belehrung
über den statthaften Rechtsbehelf sowie über das Gericht, bei dem dieser Rechtsbehelf
einzulegen ist, über dessen Sitz und über die einzuhaltende Form und Frist zu enthalten.

Abschnitt 2: Gebührenvorschriften

§ 13 Wertgebühren (1) 1Wenn sich die Gebühren nach dem Gegenstandswert richten,
beträgt bei einem Gegenstandswert bis 500 Euro die Gebühr 49 Euro. 2Die Gebühr
erhöht sich bei einem

für jeden
Gegenstandswert

angefangenen Betrag um … Euro
bis … Euro

von weiteren … Euro

2 000 500 39

10 000 1 000 56

25 000 3 000 52

50 000 5 000 81

200 000 15 000 94

500 000 30 000 132

über 500 000 50 000 165

3Eine Gebührentabelle für Gegenstandswerte bis 500 000 Euro ist diesem Gesetz als
Anlage 2 beigefügt.
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(2) Bei der Geschäftsgebühr für eine außergerichtliche Inkassodienstleistung, die eine
unbestrittene Forderung betrifft (Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 2300 des Vergü-
tungsverzeichnisses), beträgt bei einem Gegenstandswert bis 50 Euro die Gebühr abwei-
chend von Absatz 1 Satz 1 30 Euro.

(3) Der Mindestbetrag einer Gebühr ist 15 Euro.

§ 14 Rahmengebühren (1) 1Bei Rahmengebühren bestimmt der Rechtsanwalt die
Gebühr im Einzelfall unter Berücksichtigung aller Umstände, vor allem des Umfangs
und der Schwierigkeit der anwaltlichen Tätigkeit, der Bedeutung der Angelegenheit
sowie der Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Auftraggebers, nach billigem
Ermessen. 2Ein besonderes Haftungsrisiko des Rechtsanwalts kann bei der Bemessung
herangezogen werden. 3Bei Rahmengebühren, die sich nicht nach dem Gegenstandswert
richten, ist das Haftungsrisiko zu berücksichtigen. 4Ist die Gebühr von einem Dritten zu
ersetzen, ist die von dem Rechtsanwalt getroffene Bestimmung nicht verbindlich, wenn
sie unbillig ist.

(2) Ist eine Rahmengebühr auf eine andere Rahmengebühr anzurechnen, ist die Gebühr,
auf die angerechnet wird, so zu bestimmen, als sei der Rechtsanwalt zuvor nicht tätig
gewesen.

(3) 1Im Rechtsstreit hat das Gericht ein Gutachten des Vorstands der Rechtsanwaltskam-
mer einzuholen, soweit die Höhe der Gebühr streitig ist; dies gilt auch im Verfahren
nach § 495a der Zivilprozessordnung. 2Das Gutachten ist kostenlos zu erstatten.

§ 15 Abgeltungsbereich der Gebühren (1) Die Gebühren entgelten, soweit dieses
Gesetz nichts anderes bestimmt, die gesamte Tätigkeit des Rechtsanwalts vom Auftrag
bis zur Erledigung der Angelegenheit.

(2) Der Rechtsanwalt kann die Gebühren in derselben Angelegenheit nur einmal fordern.

(3) Sind für Teile des Gegenstands verschiedene Gebührensätze anzuwenden, entstehen
für die Teile gesondert berechnete Gebühren, jedoch nicht mehr als die aus dem Gesamt-
betrag der Wertteile nach dem höchsten Gebührensatz berechnete Gebühr.

(4) Auf bereits entstandene Gebühren ist es, soweit dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt, ohne Einfluss, wenn sich die Angelegenheit vorzeitig erledigt oder der Auftrag
endigt, bevor die Angelegenheit erledigt ist.

(5) 1Wird der Rechtsanwalt, nachdem er in einer Angelegenheit tätig geworden ist,
beauftragt, in derselben Angelegenheit weiter tätig zu werden, erhält er nicht mehr an
Gebühren, als er erhalten würde, wenn er von vornherein hiermit beauftragt worden
wäre. 2Ist der frühere Auftrag seit mehr als zwei Kalenderjahren erledigt, gilt die weitere
Tätigkeit als neue Angelegenheit und in diesem Gesetz bestimmte Anrechnungen von
Gebühren entfallen. 3Satz 2 gilt entsprechend, wenn ein Vergleich mehr als zwei Kalen-
derjahre nach seinem Abschluss angefochten wird oder wenn mehr als zwei Kalender-
jahre nach Zustellung eines Beschlusses nach § 23 Absatz 3 Satz 1 des Kapitalanleger-
Musterverfahrensgesetzes der Kläger einen Antrag nach § 23 Absatz 4 des Kapitalanle-
ger-Musterverfahrensgesetzes auf Wiedereröffnung des Verfahrens stellt.

(6) Ist der Rechtsanwalt nur mit einzelnen Handlungen oder mit Tätigkeiten, die nach
§ 19 zum Rechtszug oder zum Verfahren gehören, beauftragt, erhält er nicht mehr an
Gebühren als der mit der gesamten Angelegenheit beauftragte Rechtsanwalt für die
gleiche Tätigkeit erhalten würde.




